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Durchlaucht, ein von der internationalen Finanz- und Wirtschaftskrise sowie der 
nationalen Finanzplatzkrise gezeichnetes Jahr neigt sich dem Ende zu. Die Politik musste 
rasch handeln. Wie haben Sie die Zusammenarbeit mit der von Regierungschef Klaus 
Tschütscher geführten Koalitionsregierung erlebt? 
 
Die Zusammenarbeit mit der Koalitionsregierung hat in dieser schwierigen Zeit sehr gut 
funktioniert.  
 
Inwieweit sind Sie mit der Arbeit der Regierung, die nun seit neun Monaten im Amt ist, 
zufrieden? 
 
Angesichts der grossen Herausforderungen sowie der beschränkten Kapazitäten in der 
Landesverwaltung und der kurzen Zeit, welche die Regierungsmitglieder für die Einarbeitung 
in die verschiedenen Ressorts hatten, kann man mit der Regierungsarbeit insgesamt sehr zu-
frieden sein.  
 
Die Regierung hat anstelle eines Regierungsprogramms die «Agenda 2020» erarbeitet, 
welche die strategischen Handlungsfelder in den inhaltlichen Grundzügen bis 2020 vorgibt 
und prägt. Was halten Sie davon? 
 
Ich begrüsse diese Agenda 2020. Sie erlaubt es der Regierung, die naturgemäss eher auf Vier-
Jahres-Horizonte ausgerichtet ist, die für die langfristige Entwicklung des Landes wichtigen 
Bereiche im Auge zu behalten. Natürlich darf man dann nicht in Versuchung kommen, 
dringend notwendige Reformen über die Legislaturperiode hinauszuschieben.  
 
Wie funktioniert nach Ihrer Einschätzung das Zusammenspiel zwischen der VU als 
Mehrheitspartei und der FBP als Minderheitspartner einerseits in der Regierung und 
andererseits im Landtag? 
 
Nach meiner Beobachtung funktioniert in der Regierung die Zusammenarbeit zwischen den 
Koalitionspartnern ganz gut. In Anbetracht der absoluten Mehrheit der VU ist es im Landtag 
natürlich so, dass die Bürgerpartei auch eine gewisse Oppositionsarbeit betreibt, um sich von 
der VU zu differenzieren. 
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Ein Arbeitsschwerpunkt des Regierungschefs stellt sicherlich die Betreuung der Finanz-
platzagenden dar. Was waren für Sie bisher die prägenden Elemente im schwierigen 
Transformationsprozess, dem der Finanzplatz Liechtenstein unter dem Druck der interna-
tionalen Staatengemeinschaft nach wie vor ausgesetzt ist? 
 
Zu den prägenden Momenten gehört sicher der Abschluss von wichtigen Steuerabkommen 
und damit verbunden der Wechsel von der grauen auf die weisse Liste. 
 
Ist mit dem Wechsel auf die weisse Liste im Hinblick auf die Reputation Liechtensteins nun 
alles in Butter? Ist das Land nun nachhaltig aus der Schusslinie? 
 
Die Reputation des Landes hat durch den Wechsel auf die weisse Liste sicherlich gewonnen. 
Die Reputation konnte zusätzlich noch verbessert werden, indem wir solche Steuerabkommen 
mit Staaten wie Deutschland, Frankreich und Grossbritannien abgeschlossen haben. Ich 
denke, gerade das sehr fortschrittliche Abkommen mit Grossbritannien hat einen besonderen 
Reputationsgewinn zur Folge. Um uns jedoch nachhaltig aus der Schusslinie zu bringen, 
sollten wir diese Abkommen nun aber auch entsprechend konsequent umsetzen und in 
Zukunft ähnliche Abkommen, wie wir sie mit Grossbritannien geschlossen haben, auch mit 
anderen Staaten abschliessen. Denn erst solche Abkommen können das ganze internationale 
Problem der Steuerhinterziehung nachhaltig lösen.  
 
Wie beurteilen Sie die Chancen, im Rahmen der Verhandlungen über Doppelbesteu-
erungsabkommen mit weiteren Ländern ähnliche Lösungen für gewachsene Kundenbezie-
hungen wie mit Grossbritannien finden zu können? 
 
Wir müssen uns bewusst sein, dass wir mit Grossbritannien ein sehr massgeschneidertes 
Abkommen abgeschlossen haben. Es kann durchaus möglich sein, dass wir mit einigen 
Staaten ähnliche Abkommen wie mit Grossbritannien abschliessen können. Vielleicht gibt es 
aber noch ganz andere Konstrukte, die wir mit weiteren Staaten zur nachhaltigen Lösung des 
Problems der Steuerhinterziehung erarbeiten können. Grundsätzlich bin ich zuversichtlich, 
dass die Chancen für den Abschluss solcher Steuerabkommen nicht schlecht stehen. Denn 
viele Staaten haben gerade in der jetzigen Zeit ein grosses Interesse daran, ihre Steuerbasis 
durch den Einbezug bisheriger Nicht-Steuerzahler mit Vermögen im Ausland zu vergrössern. 
Aber auch Liechtenstein sowie immer mehr Kunden haben ein Interesse an solchen Lösungen.  
 
Österreich und Luxemburg blockieren bisher das Betrugsbekämpfungsabkommen 
zwischen Liechtenstein und der EU. Denn mit einer Zustimmung laufen sie aufgrund des 
EU-Zinsbesteuerungsabkommens Gefahr,  auf den automatischen Informationsaustausch 
umstellen zu müssen. Wie sehen Sie diesen Interessenskonflikt aus liechtensteinischer 
Sicht? 
 
Liechtenstein hat seinen Beitrag für das Zustandekommen dieses Betrugsabkommens geleis-
tet. Zurzeit können wir nur abwarten, ob die EU-Staaten zu diesem Betrugsabkommen eine 
Entscheidung finden können oder nicht.  
 
Wird der automatische Informationsaustausch von den treibenden Kräften wie 
Deutschland oder Frankreich eines Tages doch noch durchgesetzt werden können? 
 
Meiner Ansicht nach könnte es mitunter gelingen, den automatischen Informationsaustausch 
in Europa durchzusetzen. Ich glaube aber nicht, dass das eines Tages weltweit der Fall sein  



3 

 
wird. Die europäischen Staaten müssen sich deshalb die Frage stellen, ob sie durch den auto-
matischen Informationsaustausch nicht Gefahr laufen, Kundenvermögen aus Europa in andere 
Regionen zu vertreiben. Vor diesem Hintergrund ist es wahrscheinlich besser, sich sinnvollere 
Alternativen zu überlegen. 
 
Welche Chancen geben Sie der Schweiz, mit dem vorgeschlagenen Modell einer Abgel-
tungssteuer das Bankgeheimnis langfristig retten zu können? 
 
Die Abgeltungssteuer alleine wird vielen Staaten zu wenig sein. Eine Abgeltungssteuer in 
Kombination mit weiteren Massnahmen kann aber gegenüber einigen Staaten zu einer Lösung 
des Problems der Steuerhinterziehung führen. 
 
Schweizer Privatbankiers haben Angst, dass aufgrund des Steuerabkommens zwischen 
Liechtenstein und Grossbritannien Geld nach Liechtenstein abfliessen wird, weil hier 
britischen Kunden bis Ende März 2015 privilegierte Bedingungen für die Deklaration ihres 
Schwarzgeldes angeboten werden. Inwieweit teilen Sie diese Befürchtung? 
 
Ich teile diese Befürchtung nicht. Im Gegenteil, das Abkommen mit Grossbritannien ist für 
die Schweizer Banken sehr interessant. Britische Kunden von Schweizer Banken können von 
diesem Abkommen Gebrauch machen, indem sie in Liechtenstein eine Stiftung oder einen 
Trust etablieren, ohne dass sie ihr Vermögen von den Schweizer Banken abziehen müssen. 
Nachdem die Schweizer Banken sehr enge Beziehungen zu den liechtensteinischen Finanz-
intermediären pflegen, sind sie wahrscheinlich nach den liechtensteinischen Finanzintermedi-
ären diejenigen, die im Grunde genommen am meisten von so einem Abkommen profitieren 
können.  
 
Wie wirken sich der Steuerstreit-Vergleich zwischen der UBS und den USA und die daraus 
resultierende Aushändigung von Kundendaten an die amerikanischen Steuerbehörden zum 
Beispiel auf die Reiselust liechtensteinischer Finanzintermediäre aus? Ist der Beruf des 
Treuhänders im Hinblick auf die Beihilfeproblematik nun endgültig zum Risikoberuf 
geworden? 
 
Je nachdem, wie ein Treuhänder in der Vergangenheit agiert hat, wird sich das Risiko grösser 
oder kleiner gestalten und dementsprechend umgekehrt auch die Reisefreudigkeit. Probleme 
sehe ich vor allem dort, wo liechtensteinische Finanzintermediäre unversteuerte US-Gelder, 
die früher woanders gelegen sind, neu annehmen. Denn dies ordnen die USA als stark strafer-
höhend ein. Solche Finanzintermediäre gefährden dabei nicht nur sich selbst, sondern auch 
den Wirtschaftsplatz Liechtenstein. 
 
Sie haben unlängst zur Abkehr vom Schwarzgeld aufgerufen. Das alte Geschäftsmodell der 
Steueroptimierung ist tot. Welches neue Geschäftsmodell, das für die Zukunft Erfolg ver-
spricht, soll nun aber leben? 
 
Liechtenstein war bisher nicht nur aufgrund des Bankgeheimnisses in Steuerfragen attraktiv. 
Wir sind ein Standort, der im internationalen Vergleich extrem stabil ist, sowohl politisch als 
auch wirtschaftlich. In Liechtenstein musste während der weltweiten Krisenzeit kein einziges 
Finanzinstitut vom Staat aufgefangen werden. Liechtenstein kann sehr gute Rahmenbedin-
gungen bieten. So gibt es in unserem Land zum Beispiel nur wenig Bürokratie, eine sehr gut 
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ausgebildete Bevölkerung und zuverlässige Dienstleistungen auf hohem Niveau. Stiftungen, 
Trusts und eine schon bald noch attraktivere Steuergesetzgebung sind zusätzliche Attraktivi-
täten.  
 
Ausländische Kunden haben heute im Hinblick auf die Stabilität in ihrem Heimatstaat viel-
fach Angst um ihr Vermögen. Daher müsste es eigentlich im Interesse solcher Kunden stehen, 
zumindest einen Teil des Vermögens an andere Standorte und damit vor allem auch nach 
Liechtenstein zu verlagern. Von solchen Ängsten hat der Finanzplatz Liechtenstein gerade in 
seinen Ursprüngen profitiert, wie die Erfahrungen aus den Zwischenkriegsjahren zeigen. 
Liechtenstein und seine Finanzintermediäre sollten sich nicht mehr mit dem Bankgeheimnis 
in Steuerfragen, sondern mit Sicherheit, Stabilität und der Kompetenz in der Vermögensver-
waltung positionieren.  
 
Die Veränderungen auf dem Finanzplatz und die Auswirkungen der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise auf die Exportwirtschaft führen zu einem dramatischen Rückgang der 
Staatsfinanzen. Die künftigen Landesrechnungen dürften nach Berechnungen der Regie-
rung ein strukturelles Defizit von jährlich 160 Mio. Franken ausweisen. Mit welchen 
Rezepten kann eine Staatsverschuldung vermieden werden? 
 
Ganz allgemein gesehen braucht es zwei Dinge. Einerseits müssen wir umfangreich sparen 
und andererseits müssen wir die Rahmenbedingungen für die Wirtschaft noch attraktiver ges-
talten, damit wir möglichst bald auch wieder mehr Einnahmen, nicht zuletzt für den Staat, 
generieren können.  
 
Wenn umfangreich gespart werden soll, stellt sich die Frage der Schmerzgrenzen, einer-
seits für die Wirtschaft und andererseits für die soziale Absicherung. Wie sehen Sie diesbe-
züglich den Handlungsspielraum? 
 
Aus meiner Sicht ist es wichtig, dass wir möglichst alle Bereiche der Staatsausgaben über-
prüfen und schauen, wo Einsparungsmöglichkeiten bestehen, die sinnvoll und auch realisier-
bar sind. Das ist deshalb ganz wichtig, um sicherstellen zu können, dass die Lasten dieser 
Sparmassnahmen möglichst breit in der Bevölkerung verteilt werden und niemand das Gefühl 
bekommt, der andere komme ungeschoren davon. Ein solches Sparprogramm dürfte dann, 
weil eben eine klare Lastenverteilung vorhanden ist, auch von der Bevölkerung breit getragen 
werden. Ausserdem ist dieser Ansatz auch entscheidend, um auf ein hohes Sparvolumen zu 
kommen. Um tatsächlich umfangreiche Einsparungen erzielen zu können, wird es auch not-
wendig sein, umfassende Gesetzesreformen umzusetzen.  
 
Die bevorstehende Totalrevision des Steuerrechts soll Unternehmen attraktive Rahmen-
bedingungen bieten. Schliessen Sie vor diesem Hintergrund Steuererhöhungen grundsätz-
lich aus? 
 
Steuererhöhungen senden sehr demotivierende Signale an die Wirtschaftstreibenden. In der 
noch viel schwierigeren Lage nach dem ersten Weltkrieg hat sich die liechtensteinische Be-
völkerung mit Erfolg für eine Ankurbelung der Wirtschaft durch niedrige Steuern bzw. gegen 
Steuererhöhungen entschieden. Im Unterschied zu damals haben wir heute den Luxus, 
beträchtliche Mittel in einem Zukunftsfonds zu haben, der eigentlich für genau solche Inves-
titionen in die Zukunft gedacht ist. Ich glaube, es ist jetzt der Zeitpunkt für ein Investment in 
die Zukunft gekommen.  
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Um das vorhandene Potenzial für neue Geschäftsfelder erschliessen zu können, muss sich 
die Politik auch mit der Frage befassen, wie die Personenfreizügigkeit, die für die Weiter-
entwicklung der liechtensteinischen Wirtschaft von zentraler Bedeutung ist, künftig ge-
handhabt werden soll. Wie sehen Sie das? 
 
Bei der Personenfreizügigkeit sollte eine Ausweitung der Zulassungen sicher überprüft 
werden. Aus meiner Sicht ist es aber wichtig, dass man sich entsprechende Massnahmen gut 
überlegt. Denn wir sollten nur Massnahmen setzen, die tatsächlich einen Mehrwert für die 
Wirtschaft bringen und auch umsetzbar sind. Dies einerseits, was den EWR anbelangt, und 
andererseits, was die dazu erforderliche Mehrheit in der Bevölkerung betrifft.  
 
Was sollte der Staat im neuen Jahr unbedingt noch anpacken, um in Zeiten der Krise die 
Rahmenbedingungen für die Industrie und das Gewerbe zu verbessern? 
 
Die wichtigste Massnahme, um die Rahmenbedingungen für Industrie und Gewerbe zu 
verbessern, ist aus meiner Sicht die Verabschiedung der Steuerreform. Ansonsten sind bereits 
verschiedenste Initiativen lanciert worden und zum Teil auch erfolgreich angelaufen. Sehr 
viel mehr an Initiativen wird wahrscheinlich nicht sehr viel mehr bringen. Liechtensteins 
Industrie ist letzten Endes darauf angewiesen, dass sich ihre Absatzmärkte im Ausland wieder 
erholen. Das können wir von Liechtenstein aus kaum beeinflussen. Das Gewerbe wiederum 
ist vielfach von der Nachfrage in der Industrie und im Finanzdienstleistungssektor abhängig.  
 
In den kommenden Wochen und Monaten wird die öffentliche Debatte über die Zukunft 
des Liechtensteinischen Landesspitals voraussichtlich in eine heisse Phase kommen. Die 
angespannte Lage des Staatshaushaltes dürfte den politischen Entscheidungsprozess nicht 
gerade erleichtern. Inwieweit braucht Liechtenstein als souveräner Staat überhaupt ein 
eigenes Landesspital?  
 
Liechtenstein ist auch ohne ein eigenes Landesspital ein souveräner Staat. Wir sind auch 
souverän ohne Armee, ohne Flugplatz oder ohne Grenzwache. Vieles, was wir heute als 
Mindeststandard der medizinischen Grundversorgung ansehen, kann das Landesspital gar 
nicht leisten. Wollten wir im Gesundheitsbereich auch nur annährend autark sein, müssten wir 
das Landesspital zu enormen Kosten auf ein Universitätsklinik-Niveau anheben. 
 
Plädieren Sie eher für eine blosse Sanierung des bestehenden Gebäudes, einen Um- und 
Ausbau oder gar einen Neubau auf grüner Wiese? 
 
Wir können eine angemessene Gesundheitsversorgung nur regional im Verbund mit den Ost-
schweizer Kantonen und Vorarlberg sicherstellen. Daher müssen wir meiner Ansicht nach 
ganz nüchtern zuerst abklären, welche Leistungen qualitativ besser und günstiger in der 
Region angeboten werden und wo ein Landesspital besser sein kann. Wenn diese Frage 
geklärt ist, kann man auch erst wirklich beurteilen, ob eine Sanierung, ein Umbau/Neubau 
oder gar einfach nur eine Umnutzung des Gebäudes die sinnvollste Variante ist.  
 
Zu der von Ihnen angesprochenen Spitalstrategie gehört auch die Frage, ob das Landes-
spital weiterhin am Belegarztsystem festhalten soll, oder ob nicht die Umstrukturierung in 
ein Chefarztsystem der richtige Weg sein könnte. Was sagen Sie dazu? 
 
Auch um diese Frage seriös beantworten zu können, muss zuerst einmal geklärt werden, ob 
und – wenn ja – für was wir ein Landesspital brauchen. Wenn aber das Landesspital eine Ein 
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richtung mit einem ähnlichen Angebot bleiben wird, gehe ich davon aus, dass ein Belegarzt-
system zielführender ist als ein Chefarztsystem. 
 
Wie würde für Sie aus ökonomischer Sicht eine optimale Zusammenarbeit der regionalen 
Spitäler ausschauen? Oder ist die gegenseitige Konkurrenzierung, wie sie heute bei Ange-
boten wie z. B. bei MRI-Untersuchungen gelebt wird, auch für die Zukunft sinnvoll? 
 
Grundsätzlich wäre eine Konkurrenz unter den Spitälern gut, aber leider gibt es in diesem 
Bereich des Gesundheitswesens keinen wirklich funktionierenden Markt, da Staat und 
Krankenkassen einen Grossteil der Kosten der meisten klassischen Spitäler tragen. Je mehr 
staatlich getragene Spitäler es aber gibt, die sich konkurrenzieren, desto höher werden im 
Normalfall durch Mengenausweitung auch die Kosten für den Staat sein. Eine Konkurrenz 
unter den Spitälern könnte zwar bei freier Spitalwahl noch den Vorteil haben, die Qualität zu 
steigern, aber wenn staatliche Spitäler sich ihrer Finanzmittel ziemlich sicher sein können, 
führt der Qualitätswettbewerb zu überproportionaler Kostensteigerung. 
 
Inwiefern wäre es für Sie denkbar, dass sich der Staat aus dem Spitalwesen zurückzieht 
und die stationäre Behandlung privaten Betreibern überlässt?  
 
Dies wäre für mich denkbar, wir haben ja im Unterland das Beispiel, dass ein spezialisierter 
Arzt die Möglichkeit sieht, eine eigene Klinik zu betreiben. Es gibt international durchaus 
erfolgreiche Beispiele für solche privaten Kliniken. Deshalb bestünde vielleicht auch die 
Möglichkeit, das Landesspital an solche Betreiber zu übergeben. In diesem Fall müsste man 
aber davon ausgehen, dass das Angebot spezialisierter oder konzentrierter wäre als heute. 
Bestimmte Leistungen, die heute vom Landesspital angeboten werden, müssten dann wahr-
scheinlich stärker über die regionalen Spitäler abgedeckt werden.  
 
Der Landtag hat erneut eine Erhöhung des Staatsbeitrags an die obligatorische Kranken-
versicherung um 5 Mio. auf 57 Mio. Franken beschlossen. Vor allem deshalb fällt die 
Prämienerhöhung mit 3,4 Prozent relativ moderat aus. Wie können die permanent steigen-
den Gesundheitskosten künftig noch finanziert werden? 
 
Wir müssen das Krankenversicherungsgesetz (KVG) weitgehend reformieren, um die 
Gesundheitskosten nachhaltiger in den Griff zu bekommen, als dies in der Vergangenheit der 
Fall gewesen ist. Das KVG bietet meiner Ansicht nach zu viele Fehlanreize, die dazu führen, 
dass die Gesundheitskosten in die Höhe geschraubt werden. Wir müssen eine Reform 
schaffen, die einerseits mehr auf Eigenverantwortung setzt, andererseits aber eine Gesund-
heitsversorgung auf hohem Niveau und die Solidarität mit den finanziell nicht so gut gestell-
ten Personen sicherstellt.  
 
Die Bildungsumfrage hat ergeben, dass der Reformbedarf auf der Sekundarstufe I auch 
nach dem Scheitern von SPES I unbestritten ist. Welchen Weg sollten hier die Bildungs-
verantwortlichen beschreiten?   
 
Meiner Ansicht nach sollte die Regierung eine möglichst unabhängige Projektorganisation zur 
Weiterentwicklung der Sekundarstufe I aufstellen. Die entsprechende Projektleitung sollte 
unabhängig vom Schulamt und den SPES-Befürwortern, aber auch unabhängig von den 
SPES-Gegnern agieren können. Natürlich müsste sichergestellt werden, dass die verschie-
densten Interessensvertreter in eine zukünftige Reform miteinbezogen werden. Eine solche  
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unabhängige Projektleitung müsste dafür Sorge tragen, dass über eine zukünftige Reform 
schliesslich ein breiter Konsens erreicht werden kann.  
 
Wenn ich mir die Analyse der SPES-Abstimmung anschaue, denke ich, dass es wahrschein-
lich notwendig ist, die künftige Reform in verschiedenen Phasen umzusetzen. So könnten in 
einer ersten Phase jene Schulreformbereiche auf der Sekundarstufe I realisiert werden, die 
wenig Vorbereitung brauchen und über die bereits ein breiter Konsens besteht. In einer 
späteren Phase würde man dann jene Reformschritte angehen müssen, die etwas schwieriger 
sind und die mehr Vorarbeiten brauchen. 
 
Wir dürfen aber nicht vergessen, dass laut Analyse von einer breiten Mehrheit grosser 
Reformbedarf gesehen wird. Deshalb sollten wir auch mit der zweiten Phase nicht allzu lange 
zuwarten. Denn je früher wir ein gut aufgestelltes Bildungssystem haben, desto mehr profi-
tiert der ganze Staat.  
 
Welche Reformen sehen Sie in der ersten Phase? Beispielsweise die Stärkung der Autono-
mie der einzelnen Schulen? 
 
Autonomie ist sicher ein gutes Beispiel für einen Bereich, wo ein breiter Konsens besteht und 
wo man gewisse Schritte recht bald setzen kann.  
 
Das zu Ende gehende Jahr war aus gesellschaftspolitischer Sicht auch geprägt von denk-
würdigen Ereignissen wie anonymen Schmierereien gegen Schwule und Lesben, aus-
länderfeindlichen Flugblattaktionen und Brandanschlägen mit Molotow-Cocktails in 
Nendeln. Durchlaucht, was ist los in Liechtenstein? 
 
Ähnliche Schmierereien waren schon vor 3-4 Jahren zu beobachten, damals gegen die Kirche 
und den Fürsten. Es gibt leider immer wieder Leute, die sich nur so zu aktuellen Themen 
äussern können. Die Person, die für die damaligen Schmierereien verantwortlich war, konnte 
zum Glück gefasst werden. Ich hoffe, dass dies auch im Zusammenhang mit den jüngsten 
Schmierereien gelingen wird. Bei der genannten ausländerfeindlichen Flugblattaktion scheint 
mir wesentlich mehr Organisation dahinterzustecken. Wir haben leider auch in Liechtenstein 
eine gewisse Neonazi-Szene. Es ist wichtig, dass wir in nächster Zeit diesbezüglich sehr 
wachsam sind und rechtzeitig die nötigen Massnahmen setzen.  
 
Das Schweizer Stimmvolk hat mit 57,5 Prozent die Anti-Minarett-Initiative angenommen. 
Welches Ergebnis würden Sie von einer analogen Abstimmung in Liechtenstein erwarten? 
Wie ist es um die Toleranz der Liechtensteiner gegenüber den muslimischen Mitbür-
gerinnen und Mitbürgern bestellt? 
 
Eine analoge Abstimmung in Liechtenstein dürfte meiner Ansicht nach kaum möglich sein, 
denn im Unterschied zur Schweiz kennen wir bei der Zulassung von Volksabstimmungen 
strengere Kriterien. Aufgrund der Rechte, die wir im Bereich der Religionsfreiheit vorsehen, 
dürfte es bei uns sehr schwierig sein, eine solche Volksabstimmung überhaupt zuzulassen. 
Die Integration der Muslime ist auch bei uns eine wichtige Aufgabe und eine entsprechende 
Toleranz der Liechtensteiner ist dazu nötig.   
 
Wie sehen Sie die Perspektiven für die liechtensteinische Wirtschaft und den sozialen 
Zusammenhalt für das Jahr 2010? 
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2010 wird für die liechtensteinische Wirtschaft ein sehr schwieriges Jahr werden. Die 
Industrie wird wahrscheinlich vielfach weiterhin unter schwierigen Absatzmärkten zu leiden 
haben. Wir dürfen bis auf einige Ausnahmen keine zu grossen Sprünge erwarten. Was den 
Finanzplatz betrifft, so haben sich zwar die Börsen wieder etwas erholt, aber die Verunsiche-
rung bei den Kunden ist nach wie vor gross, sodass die Finanzintermediäre noch wenig davon 
profitieren können. Gleichzeitig werden die negativen Auswirkungen des Transformations-
prozesses für den Finanzplatz im 2010 stärker zu spüren sein als im 2009. 
 
Liechtensteins Gewerbe wird sich aufgrund der negativen Entwicklungen in den Bereichen 
Industrie und Finanzdienstleistungen ebenfalls immer noch schwer tun. Dazu kommt, dass 
gewisse Sektoren wie die Bauwirtschaft die Folgen einer Wirtschaftskrise immer erst etwas 
später spüren. Gesamthaft müssen wir uns also eher auf ein schwierigeres Jahr als 2009 ein-
stellen.  
 
Auf den sozialen Bereich umgelegt bedeutet dies, dass wir damit rechnen müssen, dass der 
liechtensteinische Arbeitsmarkt im Jahr 2010 stärker unter Druck kommt, als dies im 2009 
dank Kurzarbeitsprogrammen der Fall war. Es könnte auch zu mehr Entlassungen kommen. 
 
Durchlaucht, was wünschen Sie sich von der Politik und der Bevölkerung fürs neue Jahr?  
 
Von der Politik wünsche ich mir, dass sie bei der Realisierung der grossen Reformpro-
gramme, insbesondere im Bereich der Sanierung des Staatshaushalts, konstruktiv zusammen-
arbeitet. Dies ist von zentraler Bedeutung. Die von der Regierung gesteckten Sparziele 
können nur im Rahmen eines grossen Schulterschlusses realisiert werden.  
 
Von der Bevölkerung wünsche ich mir, dass sie bereit ist, diese Reformen auch mitzutragen. 
Damit würden wir nicht zuletzt auch ein ganz starkes Signal nach aussen senden. Wir könnten 
unter Beweis stellen, dass Liechtenstein ein Land ist, das schnell und tiefgreifend sparen 
kann, wenn es muss. Dies würde unseren Ruf noch einmal ganz entscheidend zusätzlich 
verbessern.  


